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GemeindesubventionfürdieNaturfreunde.InderheutigenSitzungdes
städtischenFinanzausschussesbeantragteGemeinderatHiessdemTouri¬
stenverein„DieNaturfreunde"eineSubventionfürdasJahr1924in
gleichenHöhewieimvergangenenJahrzubewilligen .DerReferentbe¬
gründetediesenAntragdamit,dassnochimmerverschiedeneTouristen¬vereineihreSchutzhüttennureinembestimmtenKreiszugänglichma¬
chen,sodassdieNaturfreunde,diekeinerleiRassenunterschiedebeiderBenützungihrerSchutzhäuserkennen,gewzwungensind,einigeSchutz-¬Dashüttenzubauen. erfordertabergrosseMittelunddieGe¬meindeWienmussdenBausolcherSchutzhäuser,dieallenBergfreunden

zugänglichsind ,auchfianziellfördern .DieMinderheiterklärte ,dass
siegegeneinesolcheUnterstützungnichtseinzuwendenhabe ,nurmüsse
sieverlangen,dassauchdieanderenTouristenvereinigungenfürden
BauvonSchutzhäusernausGemeindemittelnunterstütztwerden.DerAn¬
tragdesReferentenwurdeangenommenunddemTouristenverein„Die„Na-¬
turfreunde,,eineSubventkonvonhundertMillionenKronenbewilligt.
DieKostendesStrassenmakadams.DieGemeindeWienhatin ihrenVoran¬
anschlageinenBetragvonmehralsdreiMilliardenKronenfürdieMa¬
kadamisierungderStrasseneingesetzt.InderheutigenSitzungdesFi¬
nanzausschusseswurdeüberAntragdesStadtbaudirektorsIngenieurs
FiebigerzurDeckungdesResterfordernissesfürdieInstandsetzungder
MakadamstrassenfürdasersteHalbjahr1924nocheinZuschusskredit
von800MillionenKronenbewilligt.
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DieForderungender städtischenAngestelltenDieVerhandlungenzwischen
derGemeindeunddemVerbandderstädtischenAngestellteneinerseite
undderGewerkschaftderUnternehmungsangananderseitswurden
heuteimHathausunterdemVorsitzdesFexgeferentenamtsführenden
StadtritSpeiserfortgesetztDieVertreterderbeidenOrganisation
leg' endieEntschliessungen,dieamFreitagundSamcdenVersamm¬' agengefasstwordenwaren,vorStadtratSpeisarwiesaufdiegrossen
inanzielenAuswirkungenderForderungenundaufdieMöglichkeiten
derGemeadeWienhin .AbgesehenvonderBindungdienachdemAbgaben¬
teilungsesetzzwischendenBezügenderGemeindsangestelltenundden
Bundesagestelltenbesteht,kanndieGemeindenurimRahmenihrerbud¬getärenMöglichkeitan eine Besserstellungder Angestelltendenken .Es
werdenunmehrdieerforderlichenBerechnungenangestelltwerden,um
festzuellen ,wasimRahmendieserbudgetärenMöglichkeitengetanwer
denka . EsbestehtaberzwischenderGemsindeverwaitungunsdenver
treterderAngestelltendieübereinstimmendeMeinung,dassdieDurch¬führugderVerhandlungensobeschleunigtwerdensoll,dasssieetwa
umd 'MittedesHonatsAprilbeendetseinkönnenDieVerhandlungeninenheutebisspätabendssiewerdenindennächstenTagenfortge¬set twerden

DeRechtderLandesregierungbeiderZuweisungfremdzuständigerHeeres
angehöriger.

EineEntscheidungdesVerwaltungsgerichtshores.
DerVerwaltungsgerichtshofhatMeuteaufGrunddervoracht

lagenstattgefundenenVerhandlungdasErkenntnisübereineBeschwerde
desWienerStadtsenatesalsLandesregierunggegendasHeeresministerium
verkündet.DerWienerStadtsenatnahmaufGrunddesParagraph13,Absatz
5desWehrgesetzesdasRechtinAnspruch,dasserbeiderZuweisungfremd¬
zuständigerHeeresangehörigerzumWienerWerbebereichumseineZustimmung
angegangenwerdenmüsse.DasichdasHeeresministeriumweigerte,dieseZu
stimmungeinzuholen,hatderWienerStadtsenatdieBeschwerdebeimVer-¬
waltungsgerichtshofeingebracht .DieListenderfremdzuständigenHeeres

ngehörigenwurdemWienerStadtsenatüberVerlangendesBürgermenters
übermittelt ,aber in zwei verschiedenen Zeipunkten DerVerwaltungsge¬

richtshof hat nun die Beschwerdeüber die erste Liste die dieOffiziere
umfasste,wegenverspäteterUeberreichungabgewiesen,desBeschwerdeüber
die zweite Liste ,die die Unteroffiziere umfasste ,aber stattgegeben und
die angefochteneEntscheidungdes Heeresministeriumsalsgesetzlich
nicht begründet aufgehoben .Durch diese Entscheidung wurde demRechts¬

standpunktedesWienerStadtsanatsvollkomenRechnunggetragen.Eswur-¬
dennämlichnichtnurdievomHeeresministeriumvorgebrachtenformellen
Einwändungenzurückgewiesen,sondernauchdiemateriellenchtlicheBe¬
gründungder Entscheidungdes Heeresministeriumsals unstichhältigbe¬
zeichnet .Insbesondershat der Verwaltungsgerichtshoferkannt ,dasses
keinenUnterschiedmache ,obdie Heeresangehörigenaus der früherenWehr¬
machtübernommenoderneuangeworbensindunddassauchdieBerufung
aufdasAbbaugesetznichtzutreffe .InfolgedieserEntscheidungdesWer
waltungsgerichtshofes ist das Heeresministeriumnunmehrverpflichtet
dieimParagraph13 ,Absatz5desWehggesetzesvorgeseheneZustimmung
desWienerStadtsenats ngbeiderZuweisungfremdzu¬
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